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Wirtschaftshilfen für stark betroffene Unternehmen werden 
verlängert
Dem BMF folgend können wirtschaftlich stark betroffene Unter-
nehmen bzw. Betriebe in besonders hart getroffenen Branchen 
weiterhin auf einen Mix aus Staatshilfen zurückgreifen. 
•	 Ausfallsbonus und Härtefallfonds werden um 3 Monate bis 

September 2021 verlängert (Voraussetzung ist ein 50 %iger 
Umsatzausfall). 

•	 Der Härtefallfonds wird um 1 Mrd. € auf maximal 3 Mrd. € 
ausgeweitet. 

•	 Der Verlustersatz wird um 6 Monate bis Dezember 2021 verlän-
gert. Hierbei wird nunmehr ebenso ein 50 %iger Umsatzausfall 
anstelle von bisher 30 % für die Inanspruchnahme vorausgesetzt. 

•	 Ausweitung von Garantien und steuerrechtlichen Maßnahmen 
bis Ende 2021. Bei den Garantien handelt es sich um Über-
brückungsgarantien und Haftungen, welche das Kreditrisiko 
vollständig abdecken - die Verlängerung erfolgt verzugs- bzw. 
stundungszinsenfrei.

Verlängerung der Freistellung von Schwangeren 
bis Ende September
Die Freistellungsregelung für schwangere Beschäftigte wird um 
weitere drei Monate bis Ende September 2021 verlängert. Voraus-
setzung für die Freistellung bei vollem Lohnausgleich ab Beginn 

der 14. Schwangerschaftswoche sind der physische Kontakt mit 
anderen Personen (etwa als Friseurin oder Kindergartenpädagogin) 
und das Fehlen einer alternativen Beschäftigungsmöglichkeit. 
Ausnahmen gelten jedoch für jene werdenden Mütter, die bereits 
vollen Impfschutz genießen - sie sind ab Juli von der Freistellung 
ausgenommen. Vergleichbares gilt für bereits freigestellte Per-
sonen, welche dem Arbeitgeber 14 Tage vorab mitteilen müssen, 
wann der vollständige Impfschutz eintreten wird.

Sozialversicherung bei Homeoffice im Ausland - Sonderre-
gelung wird bis Ende 2021 verlängert
Insbesondere für Grenzpendler besteht i.Z.m. der Corona-Pande-
mie eine Sonderregelung für vorübergehendes coronabedingtes 
Homeoffice im Ausland. Demnach kommt es aufgrund der über-
wiegenden Homeoffice-Tätigkeit im Herkunftsland zu keiner 
Änderung der sozialversicherungsrechtlichen Zuständigkeit. Die 
Verlängerung gilt für Homeoffice-Tätigkeiten in EU/EWR und 
in der Schweiz bis 31.12.2021. Somit bleibt beispielsweise Öster-
reich als bisheriges Beschäftigungsland für einen in Deutschland 
wohnhaften Arbeitnehmer weiterhin versicherungszuständig, 
wenn der Arbeitnehmer mit seinem Arbeitgeber vereinbart, coro-
nabedingt die Arbeitsleistung von seinem Wohnort in Deutschland 
zu erbringen.

Das Thema COVID-19 ist immer noch in den täglichen Schlagzeilen präsent. Nachfolgen-
de Updates geben Ihnen einen Überblick über Neuerungen, Verlängerungen und sonstige 

wichtige Aspekte rund um die vielfältigen Maßnahmen im Kampf gegen die wirtschaftlichen 
Auswirkungen der Pandemie.

Corona Updates für Maßnahmen 
gegen die COVID-19-Pandemie
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Liebe Leserin, lieber Leser!

Sie erinnern sich vielleicht noch? In der Aus-
gabe des Frühjahres 2020, also zu Beginn der 

Pandemie, veröffentlichten wir einen Text von 
Matthias Horx. „Die Corona-Rückwärts-Progno-
se“. Für mich, ein reizvolles Gedankenexperiment 
mit durchaus erstrebenswertem Ausgang – einer 
Neuerfindung der menschlichen Zivilisation mit 
Aussicht auf eine bessere Zukunft.

Mit zunehmenden Öffnungsschritten kehrt je-
doch das „alte“ und „normale“ Leben schrittweise 
wieder zurück – inclusive alter Verhaltensmuster. 
Zu schnell geraten die Vorkommnisse des letzten 
Jahres in Vergessenheit. Und so sehr wir uns auch 
wünschen, dass die Worte von Pater Anselm Grün 
in den Köpfen der Menschen Einkehr gefunden 
haben, so schnell merken wir, dass letztendlich 
doch der Wunsch der Vater des Gedankens ist 
– wie so oft.

Und so bleibt abzuwarten, ob uns die „neue, 
alte Normalität“ inclusive dem Vergessen der  

Menschen plus „Delta-Mutation“ wieder binnen 
kurzer Zeit an den Anfang der Pandemie zurück-
versetzt. Ich hoffe doch, dass sich die Menschheit 
ein wenig der biologischen Verletzbarkeit bewusst 
geworden ist und ernsthafte Schlüsse aus der Pan-
demie zieht, denn erst dann werden wir sagen 
können - das war es!

In diesem Sinne, oder in den Worten 
von Matthias Horx

Aber Sie* kann sich neu erfinden.
System reset.
Cool down!
Musik auf den Balkonen!
So geht Zukunft.

Herzlichst
Ihr
Mag. Wolfgang Hackstock

*Anm: Zivilisation

War es das?

IMMOBILIEN
	14	 Wertminderung einer Immobilie

IMMOBILIEN
	15	 Versteuerung der Einkünfte aus privaten 
		  Grundstücksveräußerungen

FAKTEN
	24	 Verpflichtende Erfassung und Meldung der 
		  Home-Office-Tage durch Dienstgeber

„Durch die Krise 
spüren wir, dass wir 
einander anstecken 
können – im negati-

ven und im positiven 
Sinne. So ist ein neues 
Miteinander in Verant-

wortung möglich.“

Pater Anselm Grün
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Steuerliche Behandlung 
von Corona-Förderungen
Bei der Vielzahl an verschiedenen Förderungen zur Abmilderung der negativen wirt-
schaftlichen Auswirkungen der COVID-19-Pandemie stellt sich auch die Frage, wie 
die einzelnen Förderungen steuerlich zu behandeln sind. Nicht jede Förderung ist 
nämlich für sich automatisch steuerfrei, selbst wenn dadurch die maximale Wirkung 
für von der Krise betroffene Unternehmen eintreten würde.

Ausgangspunkt für die Einordnung der Förderungen sind 
die im Einkommensteuergesetz definierten steuerfreien 
Einkünfte. Darunter fallen generell auch Bezüge oder Bei-

hilfen aus öffentlichen Mitteln. Zudem wird als Kriterium nicht 
nur auf die Mittelherkunft, sondern auch auf die Mittelverwendung 
abgestellt (z.B. für Forschung, Studienförderung etc.). Die gän-
gigen COVID-19-Förderungen werden zumeist aus öffentlichen 
Mitteln finanziert. Problematisch ist aber die Mittelverwendung 
(z.B. Zuschuss zu Fixkosten, Investitionen etc.), die in der Regel 
per Gesetz als nicht ausreichend erachtet wird, um die Kriterien 
der Steuerfreiheit des EStG zu erfüllen.

Vom Gesetzgeber wurde jedoch explizit (in § 124b Z 348 EStG) 
klargestellt, dass Förderungen, die aus dem COVID-19-Krisenbe-
wältigungsfonds, aus dem Härtefallfonds oder aus dem Corona-
Krisenfonds finanziert werden – steuerfrei zu behandeln sind (un-
abhängig davon, wofür die Förderung verwendet wird).

Folgende Maßnahmen werden aus solchen „steuerfreien“ Corona-
Töpfen finanziert und sind somit steuerfrei:

•	 Fixkostenzuschuss I und II (800),
•	 NPO-Unterstützungsfonds,
•	 COVID-Investitionsprämie,
•	 Härtefallfonds,
•	 Verlustersatz,
•	 Verdienstentgang nach Epidemiegesetz,
•	 Kurzarbeitsbeihilfe

Hingegen nicht steuerfrei sind dezidiert der Umsatzersatz sowie 
der Ausfallsbonus.

Abzugsverbot
Um beurteilen zu können, ob diese Steuerfreiheit beim Steuer-
pflichtigen auch tatsächlich ankommt, ist auch das Abzugsverbot 
für Aufwendungen nach § 20 Abs. 2 EStG bzw. § 12 Abs. 2 KStG 
(Betriebsausgabenkürzung) zu beachten. Das Abzugsverbot bringt 
zum Ausdruck, dass fehlender Steuerpflicht auf der einen Seite ein 
Abzugsverbot auf der anderen Seite gegenüberstehen muss.

Kommt das Abzugsverbot zur Geltung, haben die zuvor steuer-
befreiten Förderungen durch die Aufwandskürzung wieder eine 
Erhöhung der Steuerbemessungsgrundlage zur Folge, sofern der 
Förderung ein Aufwand gegenübersteht. Das Abzugsverbot besagt 
nämlich, dass Aufwendungen nicht abgezogen werden dürfen, 
soweit sie mit nicht steuerpflichtigen Einnahmen in unmittelbarem 
wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. Durch diesen Umweg 
wird dort, wo ein direkter Zusammenhang zwischen den steuer-
freien Förderungen und den Ausgaben besteht, wieder steuerlich 
hinzugerechnet, wobei es im Endeffekt zu einer Neutralisierung 
der Steuerfreiheit der Förderung kommt.

Fraglich ist hierbei also, bei welchen Förderungen ein direkter Link 
zwischen der Förderung und den Ausgaben besteht. 

Nachfolgend findet sich eine kurze überblicksmäßige Einstu-
fung pro Förderung:
•	 Härtefallfonds: es handelt sich um eine Förderung, die auf 

den Einkommensersatz abzielt. Da hier kein Zusammenhang 
zu den Ausgaben besteht, ist der Härtefallfonds echt steuerfrei, 
es kommt kein Abzugsverbot zum Tragen.

•	 Verdienstentgang gemäß Epidemiegesetz: da es sich um einen 
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Ersatz des Verdienstes handelt, besteht auch hier typischerwei-
se kein unmittelbarer wirtschaftlicher Zusammenhang mit den 
Ausgaben. Folglich ist diese Förderung als echt steuerfrei an-
zusehen.

•	 Corona-Kurzarbeit (Kurzarbeitsbeihilfe): hier besteht ein un-
mittelbarer Zusammenhang zwischen der Förderung und den 
Personalkosten der geförderten Mitarbeiter. Der geförderte Per-
sonalaufwand muss somit hinzugerechnet werden, wodurch sich 
die Steuerbemessungsgrundlage erhöht und die Steuerersparnis 
neutralisiert wird.

•	 Fixkostenzuschuss I und II (800): die Verknüpfung zwischen 
der Förderung und den Fixkosten führt zu einem Abzugsver-
bot nach § 20 Abs. 2 EStG, sofern dem Zuschuss auch tatsächlich 
Betriebsausgaben gegenüberstehen. Da dies z.B. für den oftmals 
angesetzten geförderten Unternehmerlohn nicht der Fall ist, sind 
bei dieser Förderung Teile auch echt steuerfrei.

•	 Verlustersatz: Hier wird die Förderung unmittelbar mit den 
„verlustbringenden“ Ausgaben verknüpft, womit auch hier das Ab-
zugsverbot nach § 20 Abs. 2 EStG zur Geltung kommt.

•	 Umsatzersatz: der Umsatzersatz ist nach § 124b Z 348 lit. b 
EStG explizit steuerpflichtig. Das Abzugsverbot ist nicht an-
wendbar.

•	 Der Ausfallsbonus ist ebenso wie der Umsatzersatz steuerpflich-
tig zu behandeln. Der Teil des Bonus, der einen Vorschuss auf 
den Fixkostenzuschuss II (800) darstellt, wird zum Zeitpunkt 
der Gegenrechnung in einen Fixkostenzuschuss II (800) umge-
wandelt und ist ab diesem Zeitpunkt steuerfrei, wobei für diesen 
Teil auch das Abzugsverbot zum Tragen kommt.

•	 Investitionsprämie: die Investitionsprämie ist echt steuerfrei und 
führt zu keiner Kürzung der Anschaffungskosten/Herstellungs-
kosten für die bezuschusste Investition.

Die steuerliche Behandlung der diversen COVID-19-Förde-
rungen ist mutunter kompliziert. Nunmehr wurde die Er-

tragsteuerpflicht des Umsatzersatzes explizit klargestellt. Ab der 
Veranlagung 2021 wird nämlich die Steuerpflicht für umsatzer-
setzende Zuwendungen erweitert. Somit sind ab der Veranlagung 
2021 ausdrücklich auch Zuwendungen aus dem COVID-Krisen-
bewältigungsfonds bzw. vergleichbare Zuwendungen seitens der 
Bundesländer, Gemeinden usw. davon umfasst. Ebenso wurde 
eine Steuerpflicht des NPO-Lockdown-Zuschusses ab Veranla-
gung 2020 ausdrücklich gesetzlich festgehalten. Interessant ist 

auch das Zusammenspiel mit der neuen einkommensteuerlichen 
Kleinunternehmerpauschalierung. Grundsätzlich wäre im Rahmen 
der Veranlagung 2020 der Umsatzersatz mangels Steuerbarkeit 
und Verweis auf die Umsätze i.S.d. § 1 Abs. 1 UStG nicht zu 
berücksichtigen. Um eine Umgehung der Steuerpflicht zu ver-
meiden, soll jedoch der Umsatzersatz steuerlich Berücksichtigung 
finden, sofern er mehr als die tatsächlichen Umsätze des Jahres 
beträgt. Der Umsatzersatz hat dann eine wirtschaftlich bedeut-
same Größenordnung erreicht, die wie ein real erzielter Umsatz 
behandelt werden soll.

Steuerpflicht des Umsatzersatzes wird klargestellt

 ©SARINYAPINNGAM  - istockphoto.com 
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Diese soll für jene Betriebe, die besonders von den wirt-
schaftlichen Auswirkungen der Pandemie betroffen sind, 
weiterhin die Möglichkeit bieten, Jobs zu sichern und 

dadurch auch die österreichische Wirtschaft langsam aber sicher 
wieder anzukurbeln.

Geltungsdauer und Antragstellung
Die Regelungen der Corona-Kurzarbeit Phase 5 gelten vorläufig bis 
Ende Juni 2022. Um Planungssicherheit für besonders betroffene 
Betriebe zu gewährleisten, beträgt die Dauer der individuellen 
Antragsphase 6 Monate.

Insgesamt kann ein Betrieb 24 Monate Kurzarbeit in Anspruch 
nehmen, unter besonderen Umständen kann der Anspruch jedoch 
verlängert werden.

Für jene Betriebe, die schon in Phase 4 der Corona-Kurzarbeit 
waren, bleibt der Zugang zur Kurzarbeit unverändert. Für neue 
Betriebe gilt jedoch eine Frist von 3 Wochen ab Antragstellung in 
der sie von Sozialpartnern und AMS beraten werden.

Für besonders betroffene Betriebe, sowie bei einem neuerlichen 
Lockdown, bleibt die Beihilfe unverändert bis Ende 2021 bestehen.

Beihilfe
Es wurde ein Abschlag von 15% von der bisherigen Beihilfenhöhe 

beschlossen – für besonders betroffene Branchen kommt es zu 
keinem Abschlag.

Welche Betriebe gelten als besonders betroffen?
Hierzu zählen Betriebe mit einem Umsatzrückgang von minde-
stens 50% vom dritten Quartal 2020 zum dritten Quartal 2019, 
wie beispielsweise die Branchen Luftfahrt, Kinos, Reisebüros 
und Nachtgastronomie. In diesem Fall bleibt die Beihilfe bis Ende 
2021 unverändert.

Was bedeutet dies für meine Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer?

Die Nettoersatzraten für Arbeitnehmer bleiben unverändert.

Die Mindestarbeitszeit wird jedoch auf 50 Prozent angehoben. 
Ausgenommen hiervon sind besonders betroffene Betriebe – für 
diese gilt die Mindestarbeitszeit von 30 Prozent. Bei einem er-
neuten Lockdown oder einer qualifizierten Begründung ist eine 
Unterschreitung der Mindestarbeitszeit jedoch möglich.
 
Achtung - Urlaubsverbrauch
In allen Fällen der Corona-Kurzarbeit ist der Verbrauch von einer 
Woche Urlaub – je zwei Monate Kurzarbeit – verpflichtend.

Corona-Kurzarbeit Phase 5
Mit Ende Juni 2021 lief die Phase 4 der Corona-Kurzarbeit aus, aber einige Betriebe 

sind weiterhin auf diese Form der Unterstützung angewiesen. Daher haben sich die Wirt-
schaftskammer, die Sozialpartner und das Bundesministerium für Arbeit, gemeinsam wäh-

rend intensiven Verhandlungen auf die Corona-Kurzarbeit Phase 5 geeinigt. 

©Robert Kneschke - stock.adobe.com 
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Diese Überprüfung, ob alle För-
dervorgaben eingehalten wur-
den, wird in der Regel im 

Rahmen von Außenprüfungen durch 
das Finanzamt durchgeführt werden. 

Aufgrund des CFPG (COVID-19-Förde-
rungsprüfungsgesetz) werden folgende 
Förderungen kontrolliert:
1.	Finanzielle Maßnahmen auf Grundlage 

des ABBAG-Gesetzes:
•	 Zuschüsse (Fixkostenzuschuss I+II, 

Verlustersatz, Lockdown-Umsatzer-
satz, Ausfallsbonus)

•	 Haftungen betreffend Finanzierungen, 
für die die Austria Wirtschaftsservice 
GmbH (AWS) oder die Österreichische 
Hotel- und Tourismusbank GmbH 
(ÖHT) das Kreditrisiko vollständig 
übernommen haben

2.	Zuschüsse aus dem Härtefallfonds
3.	Kurzarbeitsbeihilfen
4.	Förderungen aus dem Non-Profit-Orga-

nisationen Unterstützungsfonds
5.	Überbrückungsfinanzierung für Künst-

lerinnen und Künstler
6.	COVID-19 Investitionsprämie für Un-

ternehmen

Geprüft werden die Richtigkeit und Plausi-
bilität der vom Förderwerber angegebenen 
Daten und vorgelegten Unterlagen.

Da es sich bei den oben genannten Förde-
rungen nicht um Abgaben oder Steuern, 
sondern um privatwirtschaftlich vereinbar-
te Maßnahmen handelt, bestehen folgende 
gesetzliche Vorgaben:
•	 Das Finanzamt handelt bei der Förde-

rungsprüfung nicht als Abgabenbehör-
de, sondern als Gutachter. Die Bestim-
mungen der Bundesabgabenordnung sind 
dennoch sinngemäß anzuwenden. Der 
Abgabenpflichtige ist daher verpflichtet, 
Auskünfte zu erteilen und Unterlagen 
vorzulegen.

•	 Die Überprüfung erfolgt in der Regel 
im Rahmen von abgabenbehördlichen 
Maßnahmen, wie etwa einer Außenprü-
fung oder Nachschau, und zwar durch 
das für die Erhebung der Umsatzsteuer 
oder der Lohnsteuer (im Fall der Kurz-
arbeitsbeihilfe) zuständige Finanzamt. 
Das Finanzministerium kann jedoch 
das Finanzamt anweisen, auch dann 
eine CFPG-Prüfung vorzunehmen, wenn 
keine abgabenrechtliche Prüfung oder 
Nachschau vorgesehen ist.

•	 Ein gesondertes Rechtsmittel gegen die 
Einleitung der Prüfung nach dem CFPG, 
gegen die Prüfung selbst oder gegen de-
ren Ergebnis kann nicht erhoben wer-
den. Bringt die Prüfung Zweifel hervor 
(etwa wegen fehlerhafter Unterlagen oder 
Falschberechnungen), ist ein Prüfbericht 
zu erstellen, der an die jeweilige För-
derstelle (COFAG, AWS, ÖHT, WKO, 
Agrarmarkt Austria, AMS) und an das 
Finanzministerium übermittelt wird.

•	 Eine zu hoch ausbezahlte Förderung 
wird von der Förderstelle mit Zinsen 
zurückgefordert. Bei Verdacht auf eine 
Straftat (Betrug oder Fördermissbrauch) 
muss das Finanzamt eine Anzeige bei der 
Staatsanwaltschaft erstatten. Darüber 
hinaus können sich finanzstrafrechtliche 
Folgen aus einer Falschbeantragung einer 
Förderung ergeben.

Prüfung von Covid-19-Förderungen
Mit dem Bundesgesetz über die Prüfung von Förderungen des Bundes aufgrund der 

COVID-19-Pandemie (CFPG) wird die nachträgliche Kontrolle der unterschiedlichen 
Förderungen zur Bewältigung der COVID-19 Krise ermöglicht. 

 ©AndreyPopov - istockphoto.com 

Die als Grundlagen für die Förderung 
dienenden Unterlagen müssen ausrei-
chend dokumentiert und aufbewahrt 
werden, um auf eine allfällige Prüfung 
der Corona-Förderungen gut vorberei-
tet zu sein. Dabei und im Falle einer 
Prüfung werden wir Sie natürlich gerne 
unterstützen
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Kleinunternehmer sind - zusammen-
gefasst ausgedrückt - bis zu einer 
jährlichen Umsatzgrenze von € 

35.000 (netto) von der Umsatzsteuer befreit 
und dürfen allerdings auch keine Vorsteuern 
geltend machen. Von der Kleinunternehmer-
regelung kann freiwillig abgegangen werden, 
indem zur Umsatzsteuerpflicht optiert wird 
(beispielsweise um das Vorsteuerpauschale 
in Anspruch nehmen zu können). Erstmals 
für die Veranlagung 2020 wurde nun auch in 
der Einkommensteuer eine weitere Pauscha-
lierungsvariante geschaffen, die tatsächlich 
eine große administrative Erleichterung mit 
sich bringen soll. 

Dementsprechend sind Unternehmen bzw. 
oftmals Selbständige weitgehend von steu-
erlichen Aufzeichnungs- und Erklärungs-
pflichten befreit, wenn die Umsatzgrenze 
von € 35.000 (netto) im Kalenderjahr 
nicht überschritten wird. Die neue Art der 
Pauschalierung ist auch für Mitunterneh-
merschaften anwendbar, wobei bestimmte 
Sonderregelungen berücksichtigt werden 
müssen. 

Keine Steuererklärungen
Die Vereinfachung der einkommensteuer-

lichen Pauschalierung für Kleinunterneh-
mer besteht darin, dass bei Erfüllen der 
Voraussetzungen grundsätzlich weder eine 
Umsatzsteuer- noch eine vollständige Ein-
kommensteuererklärung abgegeben werden 
muss. Nicht zu vergessen ist jedoch, dass 
die beiden Kleinunternehmerregelungen 
nach Umsatz -und Ertragsteuer vonei-
nander unabhängig angewendet werden 
können.

Bei welchen Einkünften?
Eine wesentliche Voraussetzung für die 
Anwendung der einkommensteuerlichen 
Pauschalierung nach § 17 Abs. 3a EStG ist 
die Erzielung von gewerblichen Einkünf-
ten bzw. von Einkünften aus selbständiger 
Arbeit, wobei der Gewinn (vor Anwendung 
der Pauschalierung) durch Einnahmen-
Ausgaben-Rechnung ermittelt werden 
muss. Explizit ausgenommen von dieser 
Pauschalierung sind allerdings Einkünfte 
eines wesentlich beteiligten Gesellschafter-
Geschäftsführers sowie die Einkünfte als 
Aufsichtsrat und Stiftungsvorstand. Die 
Ausnahme ist damit begründet, dass bei 
diesen Einkünften regelmäßig keine der-
art hohen Betriebsausgaben anfallen und 
daher die Pauschalierung zu keinem sach-

gerechten Ergebnis führen würde. Abgese-
hen von der grundsätzlichen Umsatzgrenze 
von € 35.000 (netto), müssen noch weitere 
Besonderheiten beachtet werden.

Welche Umsätze?
Für die Anwendung der einkommensteu-
erlichen Pauschalierung von Kleinunter-
nehmern sind nur jene Umsätze relevant, 
für welche diese Form der Pauschalierung 
auch anwendbar ist (daher sind im Ge-
gensatz zur umsatzsteuerlichen Regelung 
Einkünfte aus einer Aufsichtsratstätigkeit 
nicht zu berücksichtigen). Dies hat auch zur 
Konsequenz, dass nicht alle nach der Ein-
kommensteuer pauschalierten Kleinunter-
nehmer auch solche nach der Umsatzsteuer 
sind. Ein einmaliges Überschreiten der 
Umsatzgrenze auf maximal € 40.000 (net-
to) führt nicht zum sofortigen Ausschluss 
von der Pauschalierung gem. § 17 Abs. 3a 
EStG. Dies gilt dann, wenn die Umsätze 
im Vorjahr nicht höher als € 35.000 (netto) 
waren. Die 35.000 €-Grenze ist schließlich 
noch dahingehend relevant, dass bei Vorlie-
gen mehrerer verschiedener Betriebe, für 
welche die neue Pauschalierung grundsätz-
lich anwendbar ist, für jeden Betrieb geson-
dert die Kleinunternehmerpauschalierung 

Der Begriff des Kleinunternehmers war 
lange Zeit steuerlich ausschließlich mit der 

Umsatzsteuer verbunden.

Die einkommensteuerliche 
Pauschalierung für 
Kleinunternehmer

 ©Geber86 - istockphoto.com 
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gewählt werden kann oder nicht. Wird je-
doch für alle Betriebe in Summe (also für 
jene mit und ohne einkommensteuerliche 
Pauschalierung für Kleinunternehmer) die 
Höchstgrenze von € 35.000 netto über-
schritten, ist die Pauschalierung für keinen 
der Betriebe anwendbar.

Höhe des Betriebsausgaben-Pauschales
Die einkommensteuerliche Pauschalie-
rung für Kleinunternehmer sieht pau-
schale Betriebsausgaben i.H.v. 45 % bzw. 
für Dienstleistungsbetriebe von 20 % der 
Betriebseinnahmen vor. Zusätzlich können 
noch Beiträge zur Pflichtversicherung in 
der gesetzlichen Kranken-, Unfall- und 
Pensionsversicherung, Beiträge zur ge-
setzlichen Arbeitslosenversicherung und 
Pflichtbeiträge an eine Betriebliche Vor-
sorgekasse steuerlich in Abzug gebracht 
werden. Ebenso kann der 13 %ige Grund-
freibetrag geltend gemacht werden. Steu-
erberatungskosten können darüber hinaus 
als Sonderbetriebsausgaben berücksichtigt 
werden. Überdies gilt das Zufluss-Abfluss-
Prinzip auch für die Kleinunternehmer-
pauschalierung.

Der Grund für die bloß 20 % Betriebs-

ausgabenpauschale für Dienstleistungs-
betriebe liegt darin, dass diese Betriebe 
typischerweise eine geringere Kostenbe-
lastung trifft. Welche Branchen unter das 
20 % Betriebsausgabenpauschale fallen, 
ist in einer Verordnung geregelt. 

Umfasst sind grundsätzlich
•	 Dienstleistungen im Bereich freiberuf-

licher und wissenschaftlicher Tätigkeiten 
(z.B. Werbung, Markt- und Meinungsfor-
schung, Rechtsberatung usw.),

•	 Dienstleistungen in Kunst, Unterhaltung, 
Sport und Erholung,

•	 Dienstleistungen im Bereich der gewerb-
lichen Vermietung, Beherbergung und 
Verpflegung,

•	 Dienstleistungen im Bereich der Infor-
mationstechnologie und Technik (z.B. 
Datenverarbeitung, Hosting und damit 
verbundene Tätigkeiten, Webportale),

•	 Dienstleistungen im Bereich des Touris-
mus und Veranstaltungswesens,

•	 Dienstleistungen in der Vermittlung und 
Arbeitskräfteüberlassung,

•	 Dienstleistungen im Bereich der Beauf-
sichtigung, Reinigung, für private Haus-
halte und Ähnliches (darunter fallen z.B. 
auch Sekretariats- und Schreibdienste, 

Copy-Shops),
•	 Dienstleistungen im Bereich des Unter-

richts, Vortragstätigkeit,
•	 Dienstleistungen im sozialen Bereich,
•	 Dienstleistungen im Bereich der In-

stallation, für die Landwirtschaft, den 
Bergbau und die Gewinnung von Steinen 
und Erden.

Im Falle von Mischbetrieben muss für die 
Anwendung des Pauschalsatzes (45 % oder 
20 %) auf jene Tätigkeit abgestellt werden, 
aus welcher der höhere Umsatz stammt.

Wechsel Gewinnermittlung
Nach dem Wechsel von der Kleinunter-
nehmerpauschalierung hin zur beispiels-
weise (gesetzlichen) Basispauschalierung 
oder zur vollständigen Einnahmen-Ausga-
ben-Rechnung ist der Schritt zurück zur 
Kleinunternehmerpauschalierung erst 
wieder nach einer dreijährigen Sperrfrist 
möglich. Beim Wechsel von der vollstän-
digen Einnahmen-Ausgaben-Rechnung 
zur Kleinunternehmerpauschalierung 
(und umgekehrt) unterbleibt die Ermittlung 
eines Übergangsgewinns bzw. -verlusts. 
Gleiches gilt beim Wechsel von der Klei-
nunternehmerpauschalierung zur Basis-
pauschalierung (und umgekehrt).
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„Doppelte Haushaltsführung“ 
bei einer Wohngemeinschaft?

Die Kosten für den privaten Haushalt 
sind gewöhnlich dem Privatbereich 
zuzuordnen und damit zusammen-

hängende Aufwendungen deshalb steuerlich 
irrelevant und nicht abzugsfähig. Wer aber 
aus beruflichen Gründen in der Nähe des 
Arbeitsplatzes einen zweiten Haushalt führt, 
kann diese Kosten unter gewissen Voraus-
setzungen steuerlich geltend machen. 

Grundvoraussetzung für die steuerliche 
Geltendmachung als doppelte Haushalts-
führung ist zunächst das Vorliegen von 
und das Tragen von Kosten für zwei haus-
haltsführende Wohnsitze. Eine weitere 
Bedingung besteht darin, dass die täg-
liche Rückkehr zum Familienwohnsitz als 
unzumutbar anzusehen ist. Hiervon ist bei 
einer Entfernung von mehr als 80 km vom 
Beschäftigungsort auszugehen und wenn 
die Fahrzeit mit dem tatsächlich benutzten 
Verkehrsmittel mehr als 1 Stunde beträgt. 
In Einzelfällen kann auch bei geringerer 
Entfernung Unzumutbarkeit aufgrund der 
Wegstrecke und damit verbundener außer-
gewöhnlich langer Fahrzeit vorliegen.

Was kann abgesetzt werden – und wie 
lange?
Steuerlich abgesetzt werden können die Ko-

sten für eine zweckentsprechende Wohnung 
einschließlich der erforderlichen Einrich-
tungsgegenstände. Die Verwaltungspraxis 
geht davon aus, dass die durchschnittlichen 
Kosten einer Hotelunterkunft von bis zu 
2.200 € monatlich nicht überschritten 
werden dürfen. Verheiratete sowie in ein-
getragener Partnerschaft oder eheähnlicher 
Gemeinschaft (auch ohne Kind) Lebende 
können diese Werbungskosten auf Dauer 
absetzen, wenn die Partnerin/der Partner 
steuerlich relevante Einkünfte (mehr als 
6.000 € jährlich oder mehr als 1/10 der 
Einkünfte der/des Steuerpflichtigen) erzielt. 
Ist die Partnerin oder der Partner nicht be-
rufstätig, kann die doppelte Haushaltsfüh-
rung in der Regel für eine Dauer von zwei 
Jahren beansprucht werden. Bei Alleinste-
henden ist sie mit sechs Monaten befristet.

Eigener Hausstand als Bedingung?
In den Einkommensteuerrichtlinien ist 
noch von einer zusätzlichen Bedingung 
die Rede, nämlich von einem eigenen Haus-
stand am Arbeitsort. Ein Hausstand setzt 
eine eingerichtete, den Lebensbedürfnissen 
entsprechende Wohnung des Steuerpflich-
tigen voraus. Er muss hierbei die Haus-
haltsführung bestimmen oder wesentlich 
mitbestimmen. Um diesen Sachverhalt ging 

es bei einem dem VwGH vorgetragenen 
Fall. Ein Arbeitnehmer hatte die Kosten 
für eine Wohnung nahe dem Arbeitsplatz 
geltend gemacht, die er mit seinem Bruder 
teilte. Der Arbeitnehmer unterhielt noch 
eine weitere Wohnung bei seiner im Aus-
land lebenden Ehefrau. Finanzamt und 
BFG lehnten die Mehrkosten ab, da am 
Berufswohnsitz kein eigener Hausstand ge-
führt werde, weil die Wohnung gemeinsam 
mit dem Bruder bewohnt wurde.

VwGH-Entscheidung
Der VwGH kam hingegen zur Entschei-
dung, dass Aufwendungen für ein (Unter-
miet-)Zimmer im Rahmen der doppelten 
Haushaltsführung als Werbungskosten 
abzugsfähig sein können. Auch eine im 
Rahmen einer Wohngemeinschaft genützte 
Wohnung kann einen Berufssitz darstellen. 
Der eigene Hausstand, wie ihn die Definiti-
on des Familienwohnsitzes i.S.d. Pendler-
verordnung vorsieht, ist überschießend und 
nicht auf die steuerliche Geltendmachung 
der doppelten Haushaltsführung übertrag-
bar. Die Kosten für das Zimmer konnten 
somit in der Arbeitnehmerveranlagung 
steuerlich mindernd angesetzt werden.
(vgl. GZ Ra 2019/13/0061 vom 5.2.2021)

STEUERN
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Kosten für eine privatärztliche Operation 
als außergewöhnliche Belastung

STEUERN

Für die steuerliche Anerkennung einer Ausgabe als außer-
gewöhnliche Belastung müssen die Kriterien der Außerge-
wöhnlichkeit, der Zwangsläufigkeit und der wesentlichen Be-

einträchtigung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit erfüllt sein. 

Das BFG hatte sich unlängst mit der Frage zu beschäftigten, ob 
die Kosten für die Operation in einer Privatklinik als außerge-
wöhnliche Belastung anerkannt werden können.

Der Anlassfall
Die Hintergründe für den Entschluss, die Schulteroperation in 
einem Privatspital durchführen zu lassen, waren finanzieller Na-
tur – so fürchtete die Steuerpflichtige vor allem eine sogenannte 
„Aussteuerung“ durch die Gebietskrankenkasse und den Verlust 
des Arbeitsplatzes, da sie sich bereits 7 Monate in Krankenstand 
befunden hatte. Die Aussteuerung hätte dazu geführt, dass sie 
weder Zahlungen der Gebietskrankenkasse noch Zahlungen des 
Arbeitgebers (mangels Arbeitsfähigkeit) erhalten würde. 

BFG zur Zwangsläufigkeit
Während das BFG diese Angst als nicht nachvollziehbar erach-
tete, da das Krankengeld sogar für eine weitere Wartezeit auf die 
Operation von 3 bis 6 Monaten gereicht hätte, ist die Angst vor 
Verlust des Arbeitsplatzes objektiv nachvollziehbar, sofern der 
monatelange Krankenstand fortgeführt worden wäre. Dem BFG 

folgend hätte nämlich der Dienstgeber nach 1 Jahr Krankenstand 
das Dienstverhältnis lösen können. Die Inanspruchnahme der 
Operation auf eigene Kosten war demnach zwingend notwendig, 
da der Verlust des Arbeitsplatzes eine unbedingt zu vermeidende 
Situation darstellt. Da die Patientin vor der Operation in der Pri-
vatklinik bereits einen Aufenthalt in einem öffentlichen Kranken-
haus absolviert hatte, kann auch nicht das „Bedürfnis“ nach dem 
Genuss eines Hotelkomforts in einer Privatklinik (im Gegensatz 
zu einem öffentlichen Spital) als Motiv ins Spiel gebracht werden.
Für die Anerkennung als außergewöhnliche Belastung ist hier 
vor allem der Aspekt der Zwangsläufigkeit strittig. Die ebenso 
relevante „wesentlichen Beeinträchtigung der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit“ wird grundsätzlich durch einen Selbstbehalt 
abgedeckt, wobei im konkreten Fall aufgrund des Zusammen-
hangs der Operation mit einer bestehenden Behinderung kein 
Selbstbehalt anzusetzen ist. Zwangsläufigkeit liegt vor, wenn sich 
der Steuerpflichtige der Belastung aus tatsächlichen, rechtlichen 
oder sittlichen Gründen nicht entziehen kann. Die Steuerpflichtige 
konnte sich der Belastung aus tatsächlichen Gründen (Verlust 
des Arbeitsplatzes, sofern die Operation nicht rasch in einem 
Privatspital durchgeführt wird) nicht entziehen – demnach sind 
die damit verbundenen Kosten zwangsläufig. Die Kosten für die 
privatärztliche Operation können folglich als außergewöhnliche 
Belastung steuerlich geltend gemacht werden.
(vgl. BFG GZ RV/7104192/2020 vom 1. April 2021)

 ©PixelsEffect - istockphoto.com 
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Umsatzsteuerbefreiung von Ärzten

Unter bestimmten Umständen sind 
Umsätze von Ärzten von der Um-
satzsteuer befreit. So besteht für 

Leistungen, die selbständige Ärzte im Be-
reich der Humanmedizin im Rahmen ihrer 
Heilbehandlung an Patienten erbringen, in 
der Regel eine unechte Umsatzsteuerbefrei-
ung. Das bedeutet, dass der Arzt für seine 
Heilbehandlung keine Umsatzsteuer in Rech-
nung zu stellen hat, zugleich allerdings auch 
nicht die Vorsteuer geltend machen darf. Für 
die Umsatzsteuerbefreiung spielt somit die 
Definition der ärztlichen Heilbehandlungen 
eine wichtige Rolle. In diesem Zusammen-
hang gab es zuletzt einige Ergänzungen. 
 
Allgemein sind Heilbehandlungen im Be-
reich der Humanmedizin Tätigkeiten, die 
zum Zweck der Vorbeugung, Diagnose, Be-
handlung, soweit möglich, der Heilung von 
Krankheiten oder Gesundheitsstörungen bei 
Menschen, sowie zum Schutz einschließlich 
der Aufrechterhaltung oder Wiederherstel-
lung der menschlichen Gesundheit erbracht 
werden.
 
Nach Ansicht der Finanzverwaltung 
fallen darunter etwa
•	 die Untersuchung auf das Vorliegen oder 

Nichtvorliegen von körperlichen und psy-
chischen Krankheiten oder Störungen, 
von Behinderungen oder Missbildungen 
und Anomalien, die krankhafter Natur 
sind

•	 die Beurteilung dieser Zustände bei Ver-
wendung medizinisch-diagnostischer 
Hilfsmittel

•	 die Verabreichung eines Medikamentes 
zur sofortigen Einnahme - die Verabrei-
chung einer Injektion oder das Anlegen 
eines Verbandes im Rahmen einer ärzt-
lichen Behandlungsleistung gehört als 
übliche Nebenleistung zur begünstigten 
ärztlichen Heiltätigkeit

•	 die Vornahme operativer Eingriffe ein-
schließlich der Entnahme oder Infusion 
von Blut

•	 die Verordnung von Heilmitteln, von 
Heilbehelfen und medizinisch-diagnos-
tischen Hilfsmitteln

Telefonische Heilbehandlungen - USt-frei
Im Zuge der letzten Änderung der Umsatz-
steuerrichtlinien, welche die Ansicht der 
Finanzverwaltung widerspiegeln, wurde 
ergänzt, dass eine Heilbehandlung auch 
telefonisch erfolgen kann. Auch die Aus-
stellung von ärztlichen Zeugnissen und die 
Erstattung von ärztlichen Gutachten gehört 
zur Berufstätigkeit als Arzt und ist damit 
steuerfrei. Bestimmte Gutachten sind da-
von jedoch ausgenommen. 

USt-pflichtige Tätigkeiten
Ab 1.7.2021 sind Gutachten über ver-
kehrspsychologische Untersuchungen 
und Stellungnahmen im Sinne der Füh-
rerscheingesetz-Gesundheitsverordnung 
(FSG-GV) nicht von der Umsatzsteuer 
befreit.
Keine Heilbehandlungen und damit eben-
falls umsatzsteuerpflichtige ärztliche Tä-
tigkeiten stellen nach Ansicht der Finanz-
verwaltung etwa folgende Tätigkeiten dar 

(Hinweis: für in diesem Zusammenhang 
erhaltene Vorleistungen steht dafür auch 
anteilig der Vorsteuerabzug zu):

•	 die schriftstellerische Tätigkeit (auch Be-
richte in einer ärztlichen Fachzeitschrift)

•	 die Vortragstätigkeit (auch im Rahmen 
der Ärzte-Fortbildung) und die Lehr-
tätigkeit

•	 die Lieferungen von Hilfsmitteln (z.B. 
Kontaktlinsen, Schuheinlagen) und Me-
dikamenten

•	 die Vermietung von Räumlichkeiten 
durch Ärzte (z.B. an andere Ärzte) oder 
die entgeltliche Nutzungsüberlassung 
von medizinischen Groß- und Klein-
geräten

Die Liste der umsatzsteuerpflichtigen 
ärztlichen Tätigkeiten wurde nun um 
Leistungen ergänzt, die in der Erteilung 
von Auskünften über Erkrankungen 
oder Therapien bestehen, aber aufgrund 
ihres allgemeinen Charakters nicht ge-
eignet sind, zum Schutz, zur Aufrechter-
haltung oder zur Wiederherstellung der 
menschlichen Gesundheit beizutragen. 

Ob Umsätze im Rahmen von ärztlichen  
Tätigkeiten tatsächlich umsatzsteuerfrei 
sind oder nicht, ist stets anhand der kon-
kreten Umstände zu beurteilen. Wir bera-
ten und unterstützen Sie dabei gerne

Im Zuge der Änderung der Umsatzsteuerrichtlinien wurde ergänzt, dass eine Heilbehand-
lung auch telefonisch erfolgen kann. Dafür fällt ab 1.7.2021 die USt-Befreiungen für 

Tätigkeiten im Sinne der Führerscheingesetz-Gesundheitsverordnung weg.
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Umsatzsteuerguthaben eines 
Abgabepflichtigen sind zu verzinsen

Das österreichische Abgabenrecht 
sieht keine Regelungen über die 
Verzinsung von Abgabenguthaben 

aus der Umsatzsteuer vor. Es gibt zwar in 
der Bundesabgabenordnung eine Bestim-
mung, die Anspruchszinsen regelt. Die 
Anspruchszinsen können einerseits Nach-
forderungszinsen (zugunsten des Abga-
bengläubigers, also des Finanzamts) oder 
andererseits Gutschriftszinsen (zugunsten 
des Steuerpflichtigen) sein. Beide ergeben 
sich aus der Differenz zwischen den getäti-
gten Vorauszahlungen und dem im Jahres-
steuerbescheid festgesetzten Abgabenbetrag. 
Diese Bestimmung kommt derzeit jedoch 
nur hinsichtlich Einkommensteuer und Kör-
perschaftsteuer zur Anwendung.
 
Urteil des EuGH
Laut dem Urteil des EuGH verlangt der 
Grundsatz der steuerlichen Neutralität, 
dass die finanziellen Verluste, die dadurch 

entstehen, dass ein Vorsteuerüberschuss 
nicht innerhalb einer angemessenen Frist 
erstattet wird, durch Zahlungen von Ver-
zugszinsen ausgeglichen werden. Dies gilt 
auch für Mehrwertsteuererstattungen, die 
sich aus einer Verminderung der Bemes-
sungsgrundlage ergeben.
 
In Anbetracht dieses Urteils liegt im 
öster reichischen Recht eine Rege-
lungslücke vor. Ob diese durch analo-
ge Anwendung der Bestimmungen zu 
den bereits geltenden Anspruchszinsen 
geschlossen wird oder durch eine ge-
setzliche Änderung, bleibt abzuwarten. 
 
Wir unterstützen Sie gerne, falls Ihnen Um-
satzsteuerbeträge etwa durch ein Rechts-
mittelverfahren verspätet gutgeschrieben 
wurden, damit Sie hierfür Gutschriftszinsen 
erhalten.

Wer längere Zeit auf die Erstattung von zu viel bezahlter Umsatzsteuer warten 
muss, hat nach Unionsrecht Anspruch auf Zinsen. Dies hat der Europäische 

Gerichtshof (EuGH) kürzlich entschieden.

 ©Grafner - istockphoto.com 
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Wertminderung einer Immobilie

Aus ertragsteuerlicher Sicht sind bei 
Gebäuden im Betriebsvermögen 
die Anschaffungs- oder Herstel-

lungskosten gleichmäßig verteilt auf die 
Nutzungsdauer abzuschreiben (Absetzung 
für Abnutzung, kurz AfA). Das Gesetz sieht 
für Gebäude fixe Abschreibungssätze vor 
(etwa 1,5% bei für Wohnzwecken überlas-
senen Gebäuden; für nach dem 30.6.2020 
angeschaffte oder hergestellte Gebäude 
gilt eine beschleunigte AfA). Ist im Be-
reich der doppelten Buchführung hingegen 
der Teilwert (vereinfacht ausgedrückt der 
Verkehrswert) des im Betriebsvermögen 
gehaltenen Gebäudes zum Bewertungs-
stichtag niedriger als der Buchwert, so 
kann – anstelle der jährlich vorgesehenen 
Abschreibung – eine Teilwertabschreibung 
vorgenommen werden.

Entwertung muss offenkundig, erheblich 
und dauernd sein
Generell gilt: Wer eine Abschreibung auf 
den niedrigeren Teilwert durchführen will, 
hat die Entwertung des Wirtschaftsgutes 
entweder nachzuweisen oder glaubhaft zu 
machen. Oftmals wird von der Finanzver-
waltung ein Liegenschaftsbewertungsgut-
achten verlangt, welches den niedrigeren 
Teilwert sowie die Umstände der Entwer-
tung dokumentiert. Dabei ist zu beachten, 
dass die Teilwertabschreibung nur in jenem 
Wirtschaftsjahr durchgeführt werden kann, 
in dem die Wertminderung eingetreten ist. 
Die Darlegung des niedrigeren Teilwerts 

muss sich daher auch auf jene Umstände 
beziehen, aufgrund derer die Teilwertab-
schreibung steuerlich in einem bestimm-
ten Wirtschaftsjahr berücksichtigt werden 
soll. Die Entwertung muss nach der Recht-
sprechung des Verwaltungsgerichtshofes 
(VwGH) zudem offenkundig, erheblich 
und dauernd sein.

Entscheidung des BFG
In einem aktuellen Fall ist das BFG zu fol-
gender Entscheidung gelangt: Die Steuer-
pflichtige errichtete eine Wohnhausanlage 
mit mehreren Eigentumswohnungen, wobei 
lediglich zwei davon nicht verkauft werden 
konnten. Aus diesem Grund wurden die 
beiden Wohnungen vermietet. Aufgrund 
der schlechten Lage der Wohnungen im 
Neubaukomplex (etwa schlechter Lichtein-
fall aufgrund der Ausrichtung nach Norden, 
erhöhte Emissionsbelastung durch einen 
angrenzenden Schornstein, höhere Lärm-
belästigung aufgrund einer stark befah-
renen Straße) wurde vom Steuerpflichtigen 
eine Teilwertabschreibung in Höhe von 
15% geltend gemacht.

Im Zuge einer Betriebsprüfung wurde die 
Teilwertabschreibung von der Finanz nicht 
anerkannt. Nach Ansicht des Finanzamtes 
kann eine Wertminderung der Wohnungen 
vor allem nur bei Vorlage eines ausführ-
lichen Nachweises wie beispielsweise eines 
Sachverständigengutachtens angenommen 
werden. Das BFG teilte die Ansicht der 

Finanzverwaltung nicht. Vielmehr hat die 
Steuerpflichtige ausreichend glaubhaft 
gemacht, dass aufgrund der obigen Um-
stände potenzielle Kaufinteressenten von 
einem Erwerb der Wohnungen abgehalten 
wurden und die Wohnungen somit tatsäch-
lich schwerer verkäuflich sind und bisher 
tatsächlich auch nicht verkauft werden 
konnten. Erforderlich ist zudem lediglich 
die Glaubhaftmachung eines niedrigeren 
Teilwertes und nicht dessen Beweis, etwa 
durch Vorlage eines Sachverständigengut-
achtens. Die Teilwertabschreibung war 
nach Ansicht des BFG daher (auch ohne 
Gutachten) anzuerkennen. Gegen dieses 
Erkenntnis wurde von der Finanzverwal-
tung eine Amtsrevision eingebracht. Die 
höchstgerichtliche Entscheidung durch den 
VwGH bleibt daher abzuwarten.

Eine Teilwertabschreibung wird steuerlich nur unter bestimmten Voraussetzungen an-
erkannt. In einem aktuellen Erkenntnis hat das Bundesfinanzgericht (BFG) eine für den 

Steuerpflichtigen durchaus positive Entscheidung getroffen.

©wutzkoh - stock.adobe.com 

FAZIT
Ob bzw. inwieweit eine Teilwertab-
schreibung bei Immobilien tatsächlich 
steuerlich anerkannt wird, ist jedoch 
stets anhand der Umstände im Ein-
zelfall zu beurteilen. Es empfiehlt sich 
in diesem Zusammenhang jedenfalls 
die Umstände und den Zeitpunkt der 
Wertminderung bereits im Vorfeld aus-
reichend zu dokumentieren, um nach-
teilige steuerliche Konsequenzen zu 
vermeiden. Wir beraten Sie dabei gerne.
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IMMOBILIEN

Versteuerung der Einkünfte aus privaten 
Grundstücksveräußerungen

Mit dem Begriff des Veräußerungsgeschäfts ist das Ver-
pflichtungsgeschäft (in der Regel der Abschluss des 
Kaufvertrages) gemeint. Allerdings ist mit Abschluss des 

Verpflichtungsgeschäfts der Steuertatbestand der privaten Grund-
stücksveräußerung noch nicht vollständig erfüllt.

Besteuerung nach Zufluss
Der Zeitpunkt der Besteuerung bei privaten Grundstücksveräu-
ßerungen tritt vielmehr erst dann ein, wenn es auch zum Zufluss 
des vereinbarten Veräußerungserlöses kommt und der Veräuße-
rungsgewinn tatsächlich realisiert wird. Auch die Entrichtung der 
Immobilienertragsteuer richtet sich nach dem Zuflusszeitpunkt. 
Diese hat spätestens am 15. Tag des auf den Kalendermonat des 
Zuflusses zweitfolgenden Kalendermonats zu erfolgen.

Alt- oder Neuvermögen?
Davon abweichend ist für die Frage, ob Alt- oder Neuvermögen 
vorliegt, für wohl das Verpflichtungsgeschäft (etwa den Kauf-
vertrag) relevant. Bei Grundstücken des Neuvermögens beträgt 
die Immobilienertragsteuer 30% des Veräußerungsgewinns. Bei 
Grundstücken, die ertragsteuerlich so genanntes Altvermögen 
darstellen, reduziert sich der durchgerechnete Gesamtsteuersatz 
auf Grund des Ansatzes von pauschalen Anschaffungskosten auf 
4,2% bzw. 18% des Veräußerungserlöses.

Verlustausgleich - Erkenntnis des BFG
Der Zeitpunkt der Besteuerung bei privaten Grundstücksveräuße-
rungen kann dann von Bedeutung sein, wenn Gewinne aus Grund-
stücksverkäufen mit Verlusten aus anderen Grundstückstransak-
tionen desselben Veranlagungsjahres ausgeglichen werden sollen. 
In diesem Zusammenhang versagte das Bundesfinanzgericht in 

einem Erkenntnis einem Steuerpflichtigen den Verlustausgleich 
mit der Begründung, dass zwar der Kaufvertrag betreffend die mit 
Verlust veräußerten Liegenschaft im selben Jahr abgeschlossen 
wurde, in dem der Zufluss des Veräußerungserlöses einer ande-
ren, mit Gewinn verkauften Liegenschaft erfolgte, allerdings der 
Zufluss des Veräußerungserlöses der „Verlust-Liegenschaft“ erst 
im Folgejahr stattfand. 

Ein Verlustausgleich mit dem Gewinn aus der Veräußerung der 
anderen Liegenschaft war daher nicht möglich, weil der Verlust 
für steuerliche Zwecke erst im Folgejahr realisiert wurde.

Generell gilt, dass Verluste aus privaten Grundstücksveräuße-
rungen nur mit Gewinnen aus privaten Grundstücksveräußerungen 
desselben Jahres ausgeglichen werden können. Eine generelle 
Verlustausgleichsmöglichkeit mit anderen Einkünften oder eine 
Verlustvortragsmöglichkeit in Folgejahre besteht daher nicht. 
Sind allerdings keine verrechenbaren positiven Einkünfte aus 
anderen privaten Grundstücksveräußerungen gegeben oder bleiben 
darüber hinaus Verluste übrig, sind diese auf 60% zu kürzen und 
gleichmäßig auf das Jahr der Verlustentstehung und die folgenden 
14 Jahre zu verteilen und mit Überschüssen aus Vermietung und 
Verpachtung in diesen Jahren auszugleichen. 

Wahlweise kann in der Steuererklärung für das Verlustjahr 
beantragt werden, dass der auf 60% gekürzte Verlust im Ver-
lustentstehungsjahr sofort mit Überschüssen aus Vermietung und 
Verpachtung ausgeglichen wird. Welche Variante vorteilhafter 
ist, hängt von der Verlust- und Einkünftesituation im jeweiligen 
Einzelfall ab.

Seit dem 1.4.2012 unterliegen sämtliche Gewinne aus privaten Grundstücksveräußerungen 
der Immobilienertragsteuer. Erfasst von der Steuerpflicht sind jedoch nur entgeltliche  

Erwerbs- bzw. Veräußerungsvorgänge.

©AndreyPopov  - istockphoto.com 
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Befreiung von der Elektrizitätsabgabe 
für Photovoltaikanlagen

Rückwirkend mit 1.1.2020 wurde 
das Elektrizitätsabgabegesetz no-
velliert und eine unbeschränkte 

Befreiung für mittels Photovoltaik selbst 
erzeugten und selbst verbrauchten Strom 
eingeführt.

Der Elektrizitätsabgabe unterliegt

•	 die Lieferung von elektrischer Energie,
•	 der Verbrauch von elektrischer Energie 

durch Elektrizitätsunternehmen,
•	 der Verbrauch von selbst hergestellter 

oder nach Österreich verbrachter elek-
trischer Energie (außer nach Jungholz 
und Mittelberg).

•	 Die Höhe der Abgabe beträgt € 0,015 
je kWH.

Bereits vor den Änderungen durch das 
SteuerreformG 2020 waren unter anderem 
Elektrizitätserzeuger von dieser Abgabe 
befreit, soweit die aus erneuerbaren Pri-
märenergieträgern (z.B. Photovoltaikan-
lagen) selbst erzeugte elektrische Energie 
nicht in das Netz eingespeist, sondern selbst 

verbraucht wurde. Diese Befreiung gilt bis 
zu einer Menge von 25.000 kWh pro Jahr.
 
Befreiung für Einzelelektrizitätserzeu-
ger, Erzeugergemeinschaften und ihre 
Mitglieder
Um die Erzeugung von Energie durch 
Photovoltaikanlagen zu fördern, wurde 
das Elektrizitätsabgabegesetz geändert 
und eine diesbezügliche Umsetzungsver-
ordnung im Februar 2021 veröffentlicht. 
Diese Änderung sah eine rückwirkend mit 
1.1.2020 unbeschränkte Befreiung für mit-
tels Photovoltaik selbst erzeugten und selbst 
verbrauchten Strom vor.
 
Die Befreiung können somit Einzelelek-
trizitätserzeuger, Erzeugergemeinschaf-
ten und ihre Mitglieder in Anspruch neh-
men, die mittels einer Photovoltaikanlage 
selbst erzeugte elektrische Energie ohne 
Einspeisung in das öffentliche Netz selbst 
verbrauchen. Die Befreiung kann auch in 
Anspruch genommen werden, wenn die 
Energie vorerst in das öffentliche Netz 

eingespeist und erst später, jedenfalls aber 
innerhalb desselben Kalenderjahres, durch 
den Einzelelektrizitätserzeuger oder ein 
Mitglied der Erzeugergemeinschaft wieder 
entnommen und verbraucht wird.
 
Meldung an Finanzamt
Gemäß Erlass des Finanzministeriums ist 
die Aufnahme des Betriebs einer Photo-
voltaikanlage, für die die neugeschaffene 
Befreiung in Anspruch genommen werden 
soll, dem zuständigen Finanzamt binnen 
vier Wochen auf elektronischem Weg oder 
in sonstiger schriftlicher Form anzuzeigen. 
Ein Verstoß gegen die Anzeige- bzw. Mel-
deverpflichtungen führt als solcher nicht zu 
einem Ausschluss von der Steuerbefreiung, 
kann jedoch eine Finanzordnungswidrig-
keit darstellen.
 
Wir unterstützen Sie gerne bei der Anzei-
ge an das Finanzamt sowie bei weiteren 
steuerlichen Fragen im Zusammenhang 
mit Photovoltaikanlagen.

 ©bombermoon - istockphoto.com 
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Schließfächer künftig im 
Kontenregister

Im Zuge der Steuerreform wurde im Jahr 2016 ein zentrales 
Kontenregister, das vom Bundesministerium für Finanzen 
geführt wird und bestimmte Daten über inländische Bank-

konten einer Person im Einlagengeschäft, Girogeschäft und im 
Bauspargeschäft sowie über Depots enthält, eingeführt. Unter 
bestimmten Voraussetzungen haben etwa auch die Abgabenbe-
hörden die Möglichkeit, Kontenregisterabfragen durchzuführen 
und Konteneinschau zu nehmen. Damit soll vor allem ein Beitrag 
zur Gleichmäßigkeit der Besteuerung, zur Steuergerechtigkeit und 
zur Bekämpfung von Steuerbetrug und Abgabenhinterziehung 
geleistet werden.

Welche Daten sind im Kontenregister enthalten?
Im zentralen Kontenregister sind die Girokonten, Bausparkonten, 
Kredit- und Zahlungskonten, Sparbücher und Wertpapier-Depots 
sowie – seit 2021 neu – auch Schließfächer aller Unternehmen 
und aller Privatpersonen bei einem in Österreich tätigen Kredit- 
oder Finanzinstitut aufgelistet. Als Schließfächer gelten dabei 
Schließfächer, die hohen Sicherheitsstandards durch Zugangsbe-
schränkungen unterliegen und zum Zweck der Verwahrung von 
Wertgegenständen auf unbefristete Zeit oder für die Dauer von 
mindestens einer Woche auf der Grundlage von Verträgen oder 
Nutzungsvereinbarungen von Kreditinstituten und gewerblichen 
Schließfachanbietern vermietet werden.

Dabei sind nur Informationen über äußere Kontodaten, wie etwa 
die Konto- bzw. Depotnummer und die Bezeichnung des Kon-
tos (Giro-, Einlagen-, Depot- oder Bausparkonto), der Tag der 

Eröffnung und der Auflösung, bei Schließfächern der Beginn 
und die Dauer des Mietzeitraums oder der Kontoinhaber ersicht-
lich. Nicht enthalten sind Kontostände und Bewegungen auf dem 
Konto selbst. Diese sind erst bei einer richterlich genehmigten 
Konteneinschau etwa im Zuge von gerichtlichen Strafverfahren, 
von Finanzstrafverfahren sowie von einem abgabenrechtlichen 
Ermittlungsverfahren ersichtlich.

Wer darf das Kontenregister einsehen?
Von der Konteneinschau zu unterscheiden ist die Einsichtnahme in 
das Kontenregister. Dieses können – neben Staatsanwaltschaften 
und Strafgerichten – etwa die Finanzstraf- und Abgabenbehör-
den sowie das Bundesfinanzgericht abfragen und einsehen. Über 
jede erfolgte Einsichtnahme durch die Abgabenbehörden in das 
Kontenregister wird der Abgefragte über FinanzOnline infor-
miert (nicht jedoch bei Abfragen durch Finanzstrafbehörden, 
Staatsanwaltschaften, Strafgerichte etc.).

Mit einer Novelle wurde das Kontenregister insbesondere um Schließfächer von 
Kreditinstituten und gewerblichen Schließfachanbietern erweitert.

TIPP
Um zu überprüfen, welche Daten im Kontenregister gespeichert 
sind, empfiehlt es sich, über Ihren persönlichen FinanzOnline-
Zugang eine Abfrage im Kontenregister vorzunehmen. Sollten 
die dort ersichtlichen Daten nicht korrekt sein, sollte eine Be-
arbeitung oder Änderung der Daten, welche nur mittelbar über 
die konten- bzw. depotführende Bank erfolgen kann, veranlasst 
werden. Bei Fragen dazu unterstützen wir Sie gerne.

 ©Warchi - istockphoto.com 
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Informationsaustausch 
über Plattformeinkünfte

Darin vorgesehen ist unter anderem 
ein automatischer Informationsaus-
tausch zwischen Steuerbehörden 

über „Plattformeinkünfte“ (z.B. Airbnb). Bei 
Steuerpflichtigen, die digitale Plattformen 
zur Vermittlung ihrer Waren bzw. Dienstlei-
stungen nutzen, ist nunmehr besonders auf 
die korrekte Darstellung ihrer steuerlichen 
Situation (auch für vergangene Jahre) zu ach-
ten. Sofern diesbezüglich Handlungs- bzw. 
Erklärungsbedarf besteht, sollte möglichst 
rasch gehandelt werden.
 
Aufzeichnungspflichten für Plattformen
Bereits seit dem 1.1.2020 sieht das öster-

reichische Umsatzsteuergesetz spezielle 
Aufzeichnungspflichten für Plattformen 
vor, die andere dabei unterstützen, Liefe-
rungen oder Dienstleistungen an Konsu-
menten zu erbringen. Eine unterstützende 
Tätigkeit wird etwa dann erbracht, wenn 
die Plattform unmittelbar oder mittelbar 
die Bedingungen für den Verkauf der Wa-
ren oder der Erbringung einer Dienstlei-
stung festlegt oder an der Autorisierung 
der Abrechnung beteiligt ist (nicht jedoch 
die bloße Verarbeitung von Zahlungen). 
Aufzuzeichnen sind in diesem Fall etwa 
Name, UID-Nummer und die Bankverbin-
dung des Leistungserbringenden sowie die 

Beschreibung der Waren oder Dienstlei-
stungen. Die Aufzeichnungen sind bis 31.1. 
des jeweiligen Folgejahres elektronisch 
an die Finanz zu übermitteln, wenn der 
Gesamtwert der Umsätze, die aufzuzei-
chnen sind, im Kalenderjahr € 1.000.000 
übersteigt. Alle anderen Plattformen haben 
die Aufzeichnungen nur auf Verlangen der 
Finanzbehörde elektronisch vorzulegen.
 
Verpflichtende Meldung an die Finanz
Nunmehr sollen die EU-Mitgliedstaaten 
im Rahmen der überarbeiteten Richtlinie 
zur Verbesserung der Verwaltungszusam-
menarbeit und Transparenz im Steuerbe-

Die EU-Kommission hat einen neuen 
Richtlinienüberarbeitungsvorschlag zur 
Verbesserung der Verwaltungszusam-
menarbeit und Transparenz im Steuer-
bereich vorgelegt. Die Umsetzung in 
das österreichische Recht hat bis zum 
31.12.2021 zu erfolgen.

 ©GoodLifeStudio - istockphoto.com 
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Informationsaustausch 
über Plattformeinkünfte

„Die Aufzeichnungen sind bis 31.1. 
des jeweiligen Folgejahres elektro-

nisch an die Finanz zu übermitteln!“

reich zusätzlich verpflichtet werden, einen 
automatischen Informationsaustausch zu 
Plattformeinkünften einzuführen. Damit 
haben Plattformbetreiber künftig verpflich-
tend diverse Daten von Nutzern (etwa die 
insgesamt gezahlte oder gutgeschrie-
bene Vergütung je Quartal (Einnahmen), 
Name, Anschrift sowie bei Vermietung 
von Immobilien zusätzlich die Anschrift 
des Vermietungsobjekts und die Anzahl 
der vermieteten Tage) an die zuständige 
Finanzverwaltung zu melden. Im Rah-
men des automatischen Informations-
austausches werden die entsprechenden 
Informationen in weiterer Folge an die 

Steuerbehörden im jeweiligen Ansässig-
keitsstaat des Steuerpflichtigen bzw. an die 
Steuerbehörden, in dem sich das vermietete 
Objekt befindet, weitergeleitet.
 
Rasches Handeln geboten
Die Vorgaben des EU-Richtlinienvorschla-
ges sollen spätestens bis zum 31.12.2021 
in nationales Recht umgesetzt werden und 
für Kalenderjahre ab dem 1.1.2022 gelten. 
Der konkrete innerstaatliche Gesetzwer-
dungsprozess bleibt allerdings abzuwarten. 

Sollte bei Steuerpflichtigen, die digitale 
Plattformen zur Vermittlung ihrer Waren 

bzw. Dienstleistungen nutzen, aufgrund 
der bereits geltenden oder künftig ge-
planten Regelungen aus steuerlicher Sicht 
ein Korrekturbedarf bestehen, ist rasches 
Handeln geboten. Für die Vergangenheit 
empfiehlt sich gegebenenfalls die fristge-
rechte Erstattung einer strafbefreienden 
Selbstanzeige. Andernfalls können neben 
Steuernachzahlungen auch empfindliche 
finanzstrafrechtliche Folgen drohen. 

Wir informieren und beraten Sie dazu 
gerne.
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Abgabenrechtliche Haftung 
von Geschäftsführern

Bei mehreren Geschäftsführern kann eine klare Ressortverteilung die Haftung 
der einzelnen Geschäftsführer einschränken.

Ein handelsrechtlicher Geschäftsfüh-
rer einer GmbH (oder Vorstand einer 
AG) haftet nur dann für Verbindlich-

keiten der Gesellschaft, wenn gesetzliche 
Vorschriften dies ausdrücklich vorschreiben, 
der Geschäftsführer seine Sorgfaltspflichten 
nicht entsprechend wahrnimmt oder gegen 
gesetzliche Bestimmungen, wie etwa im Fall 
einer Krise oder Insolvenz der Gesellschaft, 
verstößt.

So haftet der Geschäftsführer etwa für 
Abgabenschulden gegenüber dem Bund 
und für Beitragsschulden gegenüber der 
Sozialversicherung, wenn diese Schulden 
aufgrund schuldhafter Verletzung der dem 
Geschäftsführer auferlegten Pflichten nicht 
eingebracht werden können.
 
Voraussetzungen für eine persönliche 
Haftung des Geschäftsführers im Abga-
benbereich:
•	 das Bestehen einer Abgabenforderung 

gegen die GmbH,
•	 die Uneinbringlichkeit der Abgabenfor-

derung bei der GmbH (sog. Ausfallshaf-
tung),

•	 die Verletzung abgabenrechtlicher 
Pflichten durch den Geschäftsführer 
(insbesondere Abgaben zu entrichten 
oder die Abgabenerklärungen zeitgerecht 
einzureichen),

•	 das Verschulden des Geschäftsführers 
und

•	 die Kausalität zwischen der Pflichtver-
letzung durch den Geschäftsführer und 
der Uneinbringlichkeit der Abgabenfor-
derung bei der GmbH.

Um die Verletzung von abgabenrecht-
lichen Pflichten hintanzuhalten hat der 
Geschäftsführer besonders ab Auftre-
ten von Zahlungsschwierigkeiten da-
rauf zu achten, dass sämtliche Schulden 
im gleichen Verhältnis befriedigt wer-
den (sog. Gleichbehandlungsgrundsatz). 

Mehrere Geschäftsführer
Bei einer Mehrheit von Geschäftsführ-
ern vertritt der Verwaltungsgerichtshof 
(VwGH) die Auffassung, dass bei Vorlie-
gen einer Geschäftsverteilung die haftungs-
rechtliche Verantwortlichkeit denjenigen 
Geschäftsführer trifft, der mit der Besor-
gung der Abgabenangelegenheiten betraut 
ist. Der von den finanziellen, insbesondere 
steuerlichen Angelegenheiten ausgeschlos-
sene Geschäftsführer ist in der Regel nicht 
in Anspruch zu nehmen. Dieser haftet je-
doch dann selbst, wenn er eigene Pflichten 
dadurch grob verletzt, dass er es unterlässt, 
Abhilfe gegen Unregelmäßigkeiten des zur 
Wahrnehmung der steuerlichen Angele-
genheiten bestellten Geschäftsführers zu 
schaffen.

Besteht Zuständigkeitsverteilung?
Eine Pflichtverletzung des nicht mit den 

steuerlichen Angelegenheiten befassten 
Geschäftsführers ist aber erst dann an-
zunehmen, wenn für diesen ein Anlass 
vorliegt, an der Ordnungsmäßigkeit der 
Geschäftsführung des anderen Geschäfts-
führers zu zweifeln, und er dennoch nichts 
unternimmt, um Abhilfe zu schaffen.
 
Das Finanzamt hat daher bei der Ermes-
sensentscheidung über die haftungsmäßige 
Inanspruchnahme eines Geschäftsführers 
von mehreren festzustellen, ob im Rahmen 
der Geschäftsführung eine Aufgabenvertei-
lung (Zuständigkeitsverteilung) besteht und 
ob - bei Annahme einer derartigen Auf-
gabenverteilung - für den zur Haftung he-
rangezogenen Geschäftsführer ein Anlass 
bestanden hat, an der Ordnungsmäßigkeit 
der Geschäftsführung des anderen, mit der 
Wahrnehmung der steuerlichen Angele-
genheiten betrauten Geschäftsführers zu 
zweifeln.

Im Falle der Existenz mehrerer Geschäfts-
führer kann die Haftung eines einzelnen 
Geschäftsführers somit dadurch ausge-
schlossen werden, dass der Nachweis über 
eine klare und unzweifelhafte Ressortver-
teilung zwischen den Geschäftsführern er-
bracht wird, sofern an der Ordnungsmä-
ßigkeit der Geschäftsführung durch den 
ressortverantwortlichen Geschäftsführer 
kein Zweifel bestand.
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Bislang mussten Arbeitgeberinnen 
und Arbeitgeber die Tickets di-
rekt erwerben. Die Steuerfreiheit 

bestand dann nicht, wenn der Betrieb den 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
lediglich die Kosten ersetzt. 

Ab dem 1.Juli 2021 sind auch Zuschüsse des 
Unternehmens für Tickets, die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer selbst erwer-
ben, von der Steuerbefreiung mitumfasst. 

Werkverkehr mit Massenbeförderungs-
mitteln (bis 30.06.2021) 
Bis zum 30. Juli 2021 sind alle Tickets für 
sogenannte „Massenbeförderungsmittel“, 
die das Unternehmen seinen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern ersetzt, steuer-
pflichtig. Das gilt auch für das „Jobticket“, 
das im Einkommensteuergesetz (EStG) 
unter den Begriff „Werkverkehr mit Mas-
senbeförderungsmitteln“ fällt. 

Nicht steuerpflichtig sind die Kostenersätze 
des Arbeitgebers oder der Arbeitgeberin 
(bis zum 30. Juni 2021) nur, wenn folgende 
Bedingungen erfüllt sind:
•	 Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber stellen 

nur eine Streckenkarte für Wohnung und 
Arbeitsstätte zur Verfügung. Eine Netz-
karte können sie nur dann steuerfrei zur 
Verfügung stellen, wenn vom Anbieter 
keine Streckenkarte verfügbar ist oder 
die Netzkarte gleich viel kostet wie eine 
Streckenkarte.

•	 Die Rechnung muss auf das Unterneh-
men ausgestellt sein, den Namen des Ar-
beitnehmers oder der Arbeitnehmerin 
beinhalten und das Unternehmen muss 
den Rechnungsbetrag direkt an das Ver-
kehrsunternehmen entrichten.

•	 Das Unternehmen darf das Jobticket nicht 
anstatt einer kollektivvertraglichen Ge-
halts- oder Lohnerhöhung zur Verfügung 
stellen. Und es darf auch nicht eine Ge-
halts- oder Lohnumwandlung stattfinden. 
Ansonsten würde die Beförderung ein 
steuerpflichtiges Entgelt darstellen.

Änderungen ab 1. Juli 2021
Für Tickets, die ab den 1. Juli 2021 erwor-
ben werden, können Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber nun auch steuerfreie Kostener-
stätze direkt an die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer leisten. Der Kostenersatz ist 
dann steuerfrei, wenn:
•	 die Kosten für eine Wochen-, Monats- 

oder Jahreskarte für ein Massenbeförde-
rungsmittel ersetzt werden und das Ticket 
zumindest am Wohnort oder Arbeitsort 
gültig ist,

•	 das Ticket für einen längeren Zeitraum 
gilt (Einzelfahr-scheine/Tagestickets sind 
nicht begünstigt) und

•	 die Kostenerstattung nicht in Form ei-
ner Gehalts- und Lohnumwandlung und 
nicht anstatt einer kollektivvertraglichen 
Erhöhung erfolgt.

Pendlerpauschale und Jobticket
Für die Strecke, für die Unternehmen ein 
Jobticket zur Verfügung stellen, haben Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer keinen 
Anspruch auf das Pendlerpauschale und 
den Pendlereuro. 

Müssen sie eine Wegstrecke zwischen Woh-
nung und Einstiegstelle zurücklegen, so ist 
diese Wegstrecke wie der Weg zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte zu behandeln. 
Somit gilt die Einstiegstellte als Arbeitsstät-
te für Zwecke der Bemessung des Pendler-
pauschales und des Pendlereuros.

Sozialversicherung
In der Sozialversicherung sind Fahrko-
stenersätze in der Höhe der tatsächlichen 
Kosten für ein Massenbeförderungsmittel 
weiterhin beitragsfrei (lt. § 49 Abs. 3 Z 20 
ASVG). Das gilt auch dann, wenn fiktive 
Kosten angesetzt werden, sofern ein öffent-
liches Verkehrsmittel nicht genutzt wurde. 
Lohnnebenkosten

Sind alle Voraussetzungen für die Steuer-
freiheit gegeben, sind diese Kostenerstätze 
ab 1. Juli 2021 auch DB-, DZ- und Kom-
munalsteuerfrei.

Jahreslohnzettel und Lohnkonto
Am Lohnkonto und Jahreslohnzettel muss 
die Lohnverrechnung jene Monate anfüh-
ren, in denen der Arbeitnehmer oder die Ar-
beitnehmerin den Werkverkehr genutzt hat.

Jobticket – erweiterte 
Steuerbefreiung ab Juli

Stellen Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber ihren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
für die Strecke von der Wohnung zur Arbeitsstätte und zurück eine Fahrkarte für 

öffentliche Verkehrsmittel zur Verfügung, dann ist die Steuerfreiheit des Jobtickets 
unter gewissen Voraussetzungen gegeben. 

 ©baona - istockphoto.com 
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Ein Arbeitgeber hatte seinen Dienst-
nehmer durch einen Detektiv 
überwachen lassen, da sich dieser 

auffällig oft krankmeldete. Während der 
Überwachung stellte der Detektiv fest, dass 
sich der Mann stundenlang bis in die frühen 
Morgenstunden hinein in einem Kaffeehaus 
aufhielt. Auch in den weiteren Tagen bot 
sich dem Detektiv ein ähnliches Bild. Der 
Arbeitgeber reagierte umgehend auf die 
Erkenntnisse des Detektivs und entließ den 
Arbeitnehmer. Zudem stellte er ihm die De-
tektivkosten in Rechnung. 

Stellungnahme des OGH
Einem Arbeitgeber steht dann der Ersatz 
von Nachforschungskosten zu, wenn der 
Arbeitnehmer ausreichende Anhaltspunkte 
für ein vertragswidriges, den Interessen des 
Arbeitgebers zuwiderlaufendes Verhalten 
gegeben hat. Der Anspruch hängt von der 
Notwendigkeit der getätigten Aufwen-

dungen ab. Die Kosten sind somit nur zu 
ersetzen, wenn es des Detektivseinsatzes 
bedurfte. Damit hat der Arbeitnehmer nur 
jene Kosten zu ersetzen, die bis zum Vor-
liegen eines sichereren Beweises für sein 
Fehlverhalten entstehen. 

Im gegenständlichen Urteil hat der OGH 
entschieden, dass der Einsatz gerechtfertigt 
und die Kosten in Höhe von € 8.000 auch 
angemessen waren. 

Eine Beurteilung über die Notwendigkeit 
und die Angemessenheit muss aber für 
jeden Einzelfall gesondert erfolgen. So-
mit hat in diesem Fall der Arbeitnehmer 
durch sein Krankspielen nicht nur seinen 
Arbeitsplatz verloren, sondern muss nun 
auch seinem Arbeitgeber die Kosten in 
Höhe von € 8.000 ersetzen. 

(vgl. OGH 25.03.2021 8 ObA 8/21s)

Krankmelden ohne Vorliegen eines 
wirklichen Grundes kann für Arbeitnehmer 

kostspielig werden
Neben dem Risiko, seinen 
Arbeitsplatz zu verlieren, 
kann das „Krankspielen“ 
für Arbeitnehmer auch zu 
einer kostspieligen Falle 

werden, wie eine Entschei-
dung des Obersten Gerichts-

hofs zeigt. 
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PERSONAL & KOSTEN

Steuerfreie Tagesgelder für Dienstreisen?
Tagesgelder für Dienstreisen sind nicht steuerfrei, wenn sie pauschal vergütet werden. 

Tagesgelder sind nur dann steuerfrei, wenn der Arbeitgeber sie für jede einzelne 
Dienstfahrt abrechnet.

Eine Dienstreise (iSd Einkommensteuergesetzes) liegt vor, 
wenn 
1.	ein Arbeitnehmer über Auftrag des Arbeitgebers seinen Dienst-

ort (Büro, Betriebsstätte, Werksgelände, Lager, etc.) zur Durch-
führung von Dienstverrichtungen verlässt oder

2.	wenn der Arbeitnehmer so weit weg von seinem ständigen 
Wohnort (Familienwohnsitz) arbeitet, dass ihm eine tägliche 
Rückkehr nicht zugemutet werden kann.

Für gewisse Berufsgruppen wurde eine Erweiterung dieses 
Dienstreisebegriffs(etwa über Kollektivverträge) ermöglicht. Da-
durch sollte eine Verschlechterung in der Höhe des Arbeitslohns 
verhindert werden.

Tagesgelder
Tagesgelder sind Beträge, die einem Arbeitnehmer aus Anlass 
einer Dienstreise gezahlt werden. Diese sind bis zu einer gewissen 
Höhe lohnsteuerfrei. Bei Inlandsdienstreisen können höchstens € 
26,40 am Tag, bei einer kürzer als 12 Stunden, aber länger als 3 
Stunden dauernden Dienstreise € 2,20 pro Stunde als steuerfrei 
behandelt werden. Für Auslandsdienstreisen gelten für jedes Land 
eigene steuerfreie Höchstsätze.

Pauschale Spesenersatzleistungen an Mitarbeiter
Angesichts des administrativen Aufwandes der Erfassung von 
Dienstreisen werden bei Arbeitgebern pauschale Spesenersatzlei-
stungen an ihre Mitarbeiter immer beliebter. Dabei werden monat-
lich gleichbleibende Pauschalbeträge unabhängig davon geleistet, 
wie viele Dienstreisen ein Mitarbeiter tatsächlich absolviert hat.

VwGH-Entscheidung
Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) hat nun aber entschieden, 
dass Tagesgelder nur dann steuerfrei gestellt sind, wenn sie für 
jede Reisetätigkeit einzeln abgerechnet werden. Gegenüber dem 
Arbeitgeber muss im Rahmen der Lohnverrechnung der Nach-
weis jeder einzelnen Dienstreise durch entsprechende Belege 
erbracht werden. Weiters führte der VwGH aus, dass die Zahlung 
von Pauschalbeträgen zu steuerpflichtigem Arbeitslohn führt.  

Sollten Sie Ihren Mitarbeitern Tagesgelder für Dienstreisen steu-
erfrei auszahlen wollen, haben diese genaue Aufzeichnungen zu 
führen. Gewähren Sie keine Pauschalbeträge, sondern rechnen 
Sie jede Reisetätigkeit einzeln ab

FORT- UND 
AUSBILDUNGSREPORT

Wir sind sehr stolz auf unsere fleißigen und wissbegierigen Mitarbei-
terInnen! Wir gratulieren Frau Anna-Maria Starchl zur bestandenen 

Prüfung des Buchhalter-Lehrganges am WIFI! 

Herzlichen Glückwunsch 
vom Schlack & Partner Team
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Der steuerliche Teil des Gesetzespakets tritt rückwirkend mit 
1. Jänner 2021 in Kraft und sieht insbesondere eine Pflicht 
für Unternehmen vor, die Anzahl der Home-Office-Tage 

am Lohnkonto und am steuerlichen Jahreslohnzettel (L16) zu er-
fassen – dies für alle Dienstnehmer, die regelmäßig oder auch nur 
tageweise von zu Hause im „Home-Office“ arbeiten.

Was gilt als Home-Office-Tag?
Als Home-Office-Tage sind nur jene Tage zu zählen, an denen aus-
schließlich zu Hause gearbeitet wird – nicht also „Mischtage“, an 
denen teils Home-Office und teils Arbeitsleistungen im Betrieb, 
Außendienst oder Dienstreisen erfolgen.

Was ist zu tun?
Um die Pflicht zur Angabe der Anzahl der Home-Office-Tage in 
den steuerlichen Unterlagen (Lohnkonto, L16) korrekt zu erfüllen, 
sind folgende Punkte zu beachten:
•	 Datumsmäßige Erfassung der tatsächlichen Home-Office-Ta-

ge in den betrieblichen Aufzeichnungen (z.B. durch Ergänzung 

der Arbeitszeitaufzeichnungen), um für spätere Kontrollen im 
Zuge von Lohnabgabenprüfungen gerüstet zu sein. Diese Home-
Office-Aufzeichnungen ab 1. Juli 2021 zu führen.

•	 So es für die Monate Jänner bis Juni keine Aufzeichnungen gibt, 
sind die Home-Office-Tage je DienstnehmerIn bestmöglich 
nachzuvollziehen bzw. zu schätzen und aufzuzeichnen.

Zu beachten ist, dass die Pflicht zur Erfassung der Home-Office-
Tage unabhängig davon besteht, ob von der Möglichkeit der Aus-
zahlung einer abgabenfreien Homeoffice-Pauschale (bis zu € 3,00 
pro Homeoffice-Tag für maximal 100 Tage pro Kalenderjahr) 
Gebrauch gemacht wird oder nicht.

Die Frage nach dem „Warum“
Die Pflicht zur Angabe der Home-Office-Tagesanzahl hat vor allem 
den Zweck, dass das Finanzamt die steuerliche Berechtigung von 
Arbeitnehmern zur Geltendmachung von allfälligen Homeoffice-
Kosten in der Arbeitnehmerveranlagung (z.B. für ergonomisch 
geeignetes Mobiliar) überprüfen kann.

Verpflichtende Erfassung und Meldung der 
Home-Office-Tage durch Dienstgeber

Durch das aktuelle Home-Office-Gesetzespaket wurden zahlreiche neue Regeln für 
das Arbeiten im Home-Office geschaffen. 

FAKTEN
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